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Hick-up

Der alte Wurm und das Tor zu langem Leben
Von Martin Hicklin

Man kann es drehen und wenden, wie man will, 
es bleibt eine unangenehme Tatsache: Altern ist in 
unseren gut genährten Gegenden schon 
für sich allein genommen der grösste Risikofaktor, 
krank zu werden und zu sterben. Tausend 
Ratschläge und Rezepte gibt es, wie man das 
Verlottern bremsen und nicht allzu überreif 
werden könnte. Aber meistens ist der Effekt 
von zweifelhafter Art und auch von kurzer Dauer, 
wenn man mal von den dauerhaften Runzeln am 
Portemonnaie absieht, die manche Frischkur 
verursacht. Pfeif drauf, sagt der Weise, wenn nur 
der Kopf noch funktioniert. Und eines muss man 
ja auch sagen: Noch nie sind so viele Menschen in 
verblüffend gutem Zustand so alt geworden wie 
heute und geniessen erst noch ihr langes Leben. 
Nicht alle leider, aber mehr denn je. 
Der Traum vom Jungbrunnen allerdings, in den 
man auf der Bahre getragen wird und den man 
auf der anderen Seite auf jungen Füssen verlässt, 
um das Festzelt des Lebens mit neuen Kräften zu 
betreten, ist nur auf Lukas Cranachs (des Älteren) 
berühmtem Bild wahr geworden. Es scheint 
ziemlich unverrückbare Grenzen zu geben. 
Oder doch nicht? Lebensforschung richtet auch in 
solchen Fragen ihren Blick gern auf natürlich 
kurzlebige Geschöpfe, die Taufliege Drosophila 

melanogaster etwa oder den bemerkenswerten 
Fadenwurm Caenorhabditis elegans. Nur einen 
Millimeter lang ist der Bodenbewohner, dessen 
Name eigentlich «neuzeitlicher Rutenförmiger» 
bedeutet und der zudem wegen seiner schönen 
Bewegungsweise wirklich verdient den Beinamen 
elegans trägt. Die Eleganz hat er uns voraus, 
aber sonst in Lebensfragen mit uns einiges 
gemein. Der früher immer wieder auch mal in 
Basel anzutreffende Nobelpreisträger Sidney 
Brenner hatte den überschaubaren Wurm als 
Modelltier empfohlen. Seither wurde manche 
Entdeckung am kleinen Fadentier gemacht. 

Auch die Frage der Lebensverlängerung wurde 
an Caenorhabditis studiert. So ist belegt, dass eine 
Diätrestriktion (ein neutrales Wort für Hunger­
kur) Zellvorgänge so verändert, dass sich das 
Leben verlängert, vorausgesetzt, das Lebens­
wichtige fehlt nicht. Anderseits wurde schon 
gezeigt, dass die Signalstafette, über die Insulin 
an Zellen wirkt, eine wichtige Rolle in Sachen 
Lebensdauer spielt. 
Greift man in beide Wege bremsend ein, ergeben 
sich überraschend dramatische Effekte. Das 
wenigstens berichteten letzte Woche Di Chen, 
Pankaj Kapahi und Kollegen vom Buck-Institut für 
Altersforschung in Kalifornien in «Cell Reports». 
Sie veränderten mit zwei Mutationen beide Wege 

beim Wurm. Und siehe da: Nicht nur ein bisschen, 
sondern gleich um das Fünffache verlängerte sich 
dessen Lebensdauer. Statt 20 Tage elegant gleich 
einige 100, was auf uns Menschen übertragen sich 
auf sagenhafte 500 Jahre beliefe. Eine ziemlich 
zwiespältige Vorstellung. 
Niemand hat den alten Wurm gefragt, wie er sich 
fühlt, und man kann schon wetten, das dass, was  
einem Fadenwurm gelingt, beim komplizierten 
Säuger Mensch nicht so einfach klappt. Aber 
niemand will ja im Ernst 500-Jährige durch die 
Strassen wandeln lassen. Gezeigt wird vor allem, 
wie spannend Forschung an diesen verwirrenden 
Signalwegen und -bahnen ist, auf denen in 
unseren Zellen das Leben gesteuert wird. 
Es ist kein Zufall, dass mittendrin wieder das 
Eiweiss TOR eine entscheidende und vielseitige 
Rolle als Schaltstelle spielt, das 1991 vom am 
Basler Biozentrum forschenden Michael Hall so 
getauft und erstmals beschrieben worden ist. 
Dass TOR unter einigen anderen auch eine 
Aufgabe als Sensor für Nahrung hat, zeigten 
Hall und sein Team bereits 2006. Nicht umsonst 
also hat der Biochemieprofessor letzte Woche in 
Kalifornien den Breakthrough Prize in Life 
Sciences mit immerhin drei Millionen Dollar 
bekommen (es stand in der BaZ vom Samstag). 
Einen Preis, in dessen Schein sich auch die 
Life-Sciences-Stadt Basel etwas mitsonnen darf.

Nicht nur die Schweiz denkt über soziale Kosten der Personenfreizügigkeit nach

Überraschende Verbündete
Von Pierre Heumann

Während der Abstimmungskampf zur Massen­
einwanderungs-Initiative der SVP auf Touren 
kommt, sind Drohungen aus Brüssel zu hören. 
Sollte die Initiative angenommen werden, drohe 
der Schweiz die Isolation, warnte der EU-Bot­
schafter in Bern, Richard Jones, in Interviews.

Dabei wird in wichtigen EU-Ländern die EU-weite 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer zunehmend kriti­
siert. Das gibt der Schweiz Spielraum für Verhand­
lungen mit der EU. Vor allem in Deutschland, 
Österreich, Grossbritannien und den Niederlan­
den nehmen Bedenken zu, dass das Armutsgefälle 
in der EU zu neuer Migration führen könnte. Kon­
kret geht es etwa um die Frage, ob EU-Bürger, die 
nach Deutschland einwandern und Arbeit suchen, 
ein Recht auf Sozialleistungen haben. 
Richter in Nordrhein-Westfalen haben Ende 
November einen Vorentscheid über Sozialtouris­
mus gefällt. Sie sprachen einer rumänischen 
Familie das Recht auf Hartz IV zu. Die Richter 
stützten sich auf das «Gleichbehandlungsgebot», 
das zwischen EU-Staaten gilt. Es habe Gesetzes­
kraft. Regeln zur Vermeidung von Sozialtouris­
mus würden EU-Prinzipien widersprechen. Brüs­
sel verlange «eine bestimmte Solidarität des auf­
nehmenden Staates Deutschland mit den anderen 
Mitgliedstaaten», begründeten die Richter ihren 
Entscheid. Alles andere sei europarechtswidrig. 
Das Bundessozialgericht, das den Fall in höherer 
Instanz ebenfalls zu entscheiden hatte, drückte 
sich aber letzte Woche vor einer klaren Stellung­
nahme. Jetzt muss der Europäische Gerichtshof 
entscheiden, ob das Prinzip europäischer Gleich­
behandlung auch für Sozialleistungen gilt, auf die 
ohne vorherige Beitragspflicht Anspruch besteht, 
etwa Kindergeld oder Hartz IV. 
Eine schwedische Familie, der die Zahlung von 
Arbeitslosengeld verweigert worden war, reichte 
Klage ein. Dieses dürfte aber nach deutschem 
Recht keinen Ausländern bezahlt werden, die sich 
nur im Land aufhalten, weil sie Arbeit suchen. In 
einem anderen Fall hatten Richter in Nordrhein- 
Westfalen Ende November das Gegenteil entschie­
den. Sie sprachen einer rumänischen Familie das 
Recht auf Arbeitslosengeld zu, obwohl sie nur zur 
Jobsuche nach Deutschland gekommen war. Jetzt 

wird der Europäische Gerichtshof die Frage des 
Sozialtourismus zu entscheiden haben. Das Urteil 
des deutschen Landessozialgerichts, das den 
Sozialtourismus zulassen will, hat weitreichende 
Folgen. Es sei nur eine Frage der Zeit, bis sich die 
neuen Regeln herumsprechen würden, sagte der 
Wirtschaftswissenschaftler Hans-Werner Sinn in 
einem FAZ-Interview: «Die Zahlen werden zuneh­
men; wir sind am Beginn einer neuen Migrations­
welle.» Der Leiter des Ifo Instituts für Wirtschafts­
forschung in München ist überzeugt, dass die Poli­
tik das Grundrecht auf Freizügigkeit einschränken 
werde, um der Einwanderung in den Sozialstaat 
zu begegnen.
Vor allem gegen Einwanderung von Rumänen und 
Bulgaren formiert sich Widerstand. Rotterdam 
und Den Haag wollen ihrer nationalen Regierung 
trotzen und die «Burger Service Nummer» (eine 
Art AHV-Nummer für den Bezug von Sozialleis­
tungen) nicht mehr automatisch aushändigen. In 

Deutschland, wo jeder zehnte Bulgare und 
Rumäne Hartz IV bezieht, gibts Kritik. Städte wie 
Dortmund, Duisburg, München, Mannheim oder 
Hamburg befürchten stärkere Armutseinwande­
rung, falls Bulgaren und Rumänen 2014 von 
EU-weiter Arbeitnehmerfreizügigkeit profitieren. 
Einige Städte seien schon jetzt überfordert, sagt 
Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer des 
Städte- und Gemeindeverbundes. Es gebe eine 
grösser werdende Gruppe aus bitterster Armut vor 
allem aus osteuropäischen EU-Ländern, «die kom­
men zu uns, weil sie sich ein besseres Leben ver­
sprechen», meinte Landsberg in einem Interview.

Sorgen bereitet die Migration ins Sozialsystem 
auch den Briten. 50 000 Einwanderer aus Rumä­
nien und Bulgarien werden in einem Jahr ins 
Königreich strömen, schätzt man auf der Insel. 
Die Bevölkerung ist stark beunruhigt, wie reprä­
sentative Umfragen zeigen. Die von Brüssel 

gepriesene Solidarität stösst auf wenig Gegen­
liebe. London sollte am besten die Grenzen für 
Bürger aus den beiden Ländern schliessen, gibt 
die Hälfte der Befragten an. Der britische Regie­
rungschef fordert jetzt unter anderem eine 
Einschränkung der Arbeitnehmerfreizügigkeit. 

In einem gemeinsamen Brief haben Berlin, Lon­
don, Amsterdam und Wien vor einem halben Jahr 
Brüssel mit dem Problem konfrontiert. Die EU 
solle klären, ob Einwanderung in den Sozialstaat 
eingeschränkt werden könnte.
Solches ruft in der Regel László Andor auf den 
Plan, EU-Kommissar für Beschäftigung, Soziales 
und Integration. Die Kritik an der Zuwanderung 
bezeichnet er als «Hysterie». Obwohl die Angst vor 
ungebremster Zuwanderung nicht zu übersehen 
ist, will die EU am Prinzip der Sozialleistungen für 
alle festhalten. Für mehr als 14 Millionen EU-Bür­
ger, die längerfristig in einem anderen Mitglied­
staat leben, sei Freizügigkeit das Grundrecht der 
EU, das von den Europäern am meisten geschätzt 
werde, steht in einem Brüsseler Dokument. Ein­
schränkung der Freizügigkeit taxiert Andor als 
Verstoss gegen EU-Regeln. Alle EU-Bürger sollen 
überall gleich behandelt werden, das fordere das 
EU-Gesetz: «Das Verbot der Diskriminierung aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit erfordert, dass 
alle Unionsbürger und ihre Familienangehörigen, 
die sich aufgrund dieser Richtlinie in einem Mit­
gliedstaat aufhalten, in diesem Mitgliedstaat in 
den Anwendungsbereichen des Vertrags die glei­
che Behandlung wie Inländer geniessen; dies gilt 
vorbehaltlich spezifischer und ausdrücklich im 
Vertrag und im abgeleiteten Recht vorgesehener 
Bestimmungen.»
Doch vor allem in reicheren EU-Staaten werden 
die Politiker die Bedenken der Bürger ernst neh­
men müssen. Sie wissen zudem um die Gefahr, 
innerhalb der EU gleichzeitig Freizügigkeit und 
lukrative Sozialleistungen anzubieten, und sie 
begreifen die Wirkung falscher Anreize. Sollte die 
Masseneinwanderungs-Initiative von Volk und 
Ständen angenommen werden und die Personen­
freizügigkeit mit der EU zur Diskussion stehen: 
Die Schweiz müsste bei wichtigen EU-Staaten 
eigentlich mit Verständnis dafür rechnen können, 
einer unkontrollierten Zuwanderung Einhalt 
gebieten zu wollen. pierre.heumann@baz.ch

Agenda

GroKo top – 
Demokratie flop
Von Regula Stämpfli

Gestern wurde in 
Deutschland die 
Grosse Koalition, 
kurz GroKo genannt, 
ins Leben gerufen. 
Vier Jahre darf nun 
das europäische 
Wesen am deutschen 
autoritären Einheits­
parteien-Geist namens 
GroKo genesen.
Über Nacht wurden 
alle Rechtsgutachten, 
welche im Vorfeld 

erhebliche staatsrechtliche Bedenken explizier­
ten, weggefegt. Wenn die Regierung Superaus­
schüsse bestimmt, die dann nur noch zum 
Abnicken eingeladen werden, steht es zwar nicht 
gut um die parlamentarische Demokratie, doch 
perfekt für die GroKo.
GroKo zum Frühstück-, zum Mittag- und zum 
Abendessen! Verstummt sind alle Stimmen, die 
darauf hinwiesen, dass es im deutschen Bundes­
tag keine Meinungsvielfalt mehr gibt. Die SPD 
schwellt die Brust und ruft: «Parteiendemokra­
tie!», während sie gleichzeitig die parlamentari­
sche unter ihrem Gewicht erdrückt. 
Vier Jahre wird es in Deutschland nun nicht 
mehr möglich sein, die notwendige Opposition 
zusammenzubringen, um die GroKo-Gesetz­
gebung in einer Verfassungsklage zu überprüfen. 
Vier Jahre lang wird wahrscheinlich kein einziger 
Untersuchungsausschuss in Deutschland zustande 
kommen, um Unregelmässigkeiten in Regierung 
und Verwaltung auf den Grund zu gehen. Die 
GroKo wird dies sicher zu verhindern 
wissen, denn: Wer untersucht schon den 
morschen Ast, auf dem man regiert? 

Superminister Sigmar Gabriel hat wie Suppen­
kaspar und Santiglaus in einer Person die parla­
mentarische Demokratie zugunsten von sozial­
demokratischer Postenklüngelei, Geschlechter­
quoten und Regionalschacher geopfert. Er hat 
seine sozialdemokratischen Ämter gesichert und 
auf 2017 (!) einen Mindestlohn garantiert, der 
jeden Schweizer das Fremdschämen lehrt und 
die Deutschen weiterhin schweizerische Stellen­
inserate studieren lässt. Gleichzeitig frohlockt er, 
«Mutti Merkel» entthront zu haben. Er wäre nicht 
der Erste, der Merkel unterschätzt und sich noch 
arg wundern wird. Überhaupt Angela Merkel: 
Nur dank ihr ist das monströse Kind namens 
GroKo überhaupt geboren worden.

Nur eine kleine Minderheit von Genossen wehrte 
sich in der Koalitionsbefragung für all das, wofür 
die deutschen Sozialdemokraten vor Jahrzehnten 
noch hingerichtet wurden: soziale Sicherheit, 
Beseitigung der grassierenden Armut, menschen­
freundliche Arbeitsverträge, Eindämmung der 
Finanzwirtschaft, Frieden, Chancengleichheit, 
Rechtsstaat und parlamentarische Demokratie. 
Die einzige Opposition in Deutschland ist mit der 
GroKo vom Bundestag auf die Strasse verlegt 
worden. Für Historiker ist dies alles andere als 
eine gute Nachricht. Ein Deutschland, das keine 
starke parlamentarische Opposition hat, die der 
Regierung auf die Finger schaut, ein Deutschland, 
das fast nur Regierungsparteigänger und keine 
wirklichen Bundestagsabgeordnete mehr vorwei­
sen kann, ein Deutschland, das gegenüber Europa 
nur nationale GroKo-Interessen vertritt – ein 
solches Deutschland birgt alles andere als frohe 
Botschaften. Dass zudem ausgerechnet Gregor 
Gysi nun als wahrhaftiger Hüter der Demokratie 
auftritt, sollte eigentlich allen klarmachen, dass 
die Realität die Satire längst übertrumpft hat.
Und in Anlehnung an ein Kurt Tucholsky zuge­
schriebenes Bonmot für die Schweiz möchte ich 
schliessen mit: «Die Zensur in Deutschland ist 
zwar verboten, aber mit der ‹GroKo› wird sie 
prächtig funktionieren.»

Die Angst vor ungebremster 
Zuwanderung ist nicht zu 
übersehen, aber die EU will 
am Prinzip der Sozialleistungen 
für alle festhalten.


